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Dienstpflichtdauer 
wird verkürzt 

Bevölkerungsschutz Trotz sin­
kender Personalbestände will der 
Bundesrat die Dienstpflicht von 
Zivilschutzleistenden beschrän­
ken. Standen 2010 noch gut 
8100 Personen neu zur Verfü­
gung, waren es 2017 nurmehr 
4800. Der Bundesrat sieht in der 
gestern verabschiedeten Bot­
schaft zur Gesetzesrevision einen 
gesamtschweizerischen Bestand 
von 72000 Zivilschützern vor. 
Dafür müssten pro Jahr 6000 
Personen rekrutiert werden. Die 
Landesregierung will zudem die 
Dienstpflichtdauer auf zwölf Jah­
re oder maximal 245 Diensttagen 
begrenzen. Heute dauert diese 
vom zwanzigsten bis zum vier­
zigsten Altersjahr. Dabei unter­
scheidet sich die Gesamtzahl der 
zu leistenden Diensttage je nach 
Funktion und ist gesetzlich nicht 
begrenzt. Der Bundesrat sieht 
eine Übergangsbestimmung vor, 
wonach die Kantone die Dienst­
pflicht für fünf Jahre nach altem 
System verlängern können. Falls 
der Bestand nicht gesichert wer­
den kann, soll der Bundesrat die 
Dienstpflichtdauer auf maximal 
14 Jahre verlängern können. Das 
Parlament wird im nächsten Jahr 
über die Vorlage zu entscheiden 
haben. Die Schutzdienstpflicht 
dürfte Anlass zu längeren Diskus­
sionen geben. (sda) 
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Letzte Chance für Lehrplan-Gegner 
Bildung Am Wochenende befindet mit Graubünden der zehnte und letzte Kanton über Initiativen, die sich 

gegen den Lehrplan 21 wenden. Der Lehrerverband sieht das Projekt schweizweit auf Kurs, aber noch nicht im Ziel. 

Dominic Wirth 

Sie inszenieren sich als Retter der 
Volksschule, doch bisher haben 
die Lehrplan-21-Gegner mit die­
ser Strategie kaum etwas er­
reicht. In Graubünden bietet sich 
ihnen nun so etwas wie eine letz­
te Chance: Am Sonntag stimmen 
die Bündner über zwei Volksini­
tiativen unter der Überschrift 
«Gute Schule Graubünden» ab. 
Sie fordern mehr Mitsprache in 
Bildungsfragen - auch Lehrplä­
nen -für Volk und Parlament und 
richten sich primär gegen den 
Lehrplan 21. In neun anderen 
Kantonen kamen verwandte 
Volksinitiativen, die in der einen 
oder anderen Form den neuen 
Lehrplan ins Visier nahmen, seit 
2016 schon zur Abstimmung. 

Das Resultat war stets dassel­
be: Das Volk stützte den Lehrplan 
21. Und das in aller Regel deut­
lich. Zuletzt etwa in Bern und Ba­
sel, wo die Lehrplan-Gegner je­
weils nur ein knappes Viertel Ja­
Stimmen für ihre Initiativen 
erreichten. Das hatte zuvor in 
zahlreichen anderen Kantonen 
ähnlich ausgesehen, im Aargau 

etwa, in Thurgau oder St. Gallen. 
Einzig in Basel-Land, wo vor et­
was mehr als zwei Jahren die ers­
te Abstimmung stattgefunden 
hat, kamen die Initianten einem 
Ja mit 47,3 Prozent der Stimmen 
nahe. Dort feierten die Lehrplan-
21-Gegner auch den einzigen 
Teilerfolg: Sie setzten den Ver­
zicht auf Sammelfächer durch. 

Die Ruhe 
nach dem Sturm 

Es wäre eine Überraschung, 
wenn die Bündner sich nun gegen 
den landesweiten Trend stellen 
würden. Von den grossen Partei­
en spricht sich nur die SVP für ein 
Ja zu den beiden Initiativen aus. 
Marlies Klesse vom Initiativko­
mitee erinnert an das Bündner Ja 
zum Ausstieg aus dem Harmos­
Konkordatvor zehn Jahren. «Das 
gibt uns Hoffnung, das Wunder 
zu schaffen», sagt Klesse. Der 
Lehrplan21istfürsie eine «Fehl­
entwicklung», weil «bewährte 
Strukturen wie Jahrgangsklassen 
aufgelöst und schlechte Konzep­
te wie das individualisierte Ler­
nen eingeführt» würden. Zudem 
geht es in ihren Augen nicht an, 

«Es gibt 
l(antone, 
die glauben, 
dass nun alles 
von selbst geht. 
Doch das tut 
es nicht.» 

BeatW.Zemp 
Zentralpräsident Dachverband 
Lehrer Schweiz LCH 

dass Bildungsreformen «am Volk 
vorbei» beschlossen werden. 

Es sind Argumente, wie sie in 
der Schweiz schon vielerorts zu 

hören waren. Und zumindest vor 
dem Beginn des Abstimmungs­
reigens in den Kantonen schien 
es keineswegs in Stein gemeis­
selt, dass diese Argumente auf 
derart wenig Anklang stossen 
würden. Denn die erste Fassung 
des Lehrplans hatte mit starkem 
Gegenwind zu kämpfen. Die 
Lehrplan-Macher reagierten vor 
ziemlich genau vier Jahren, in­
dem sie nach einer breiten Ver­
nehmlassung eine deutlich abge­
speckte Version des Lehrplans in 
die Kantone schickten. 

Lehrerfordern 
ausreichend Ressourcen 

Mittlerweile haben alle Deutsch­
schweizer Kantone die Einfüh­
rung des Lehrplans beschlossen, 
und in den meisten wird auch 
schon mit ihm gearbeitet. 2020 
vollzieht mit Aargau der letzte 
Kanton den Schritt. Für Beat W. 
Zemp, Zentralpräsident des 
Schweizer Lehrerverbands 
(LCR), sind die Kantone auf 
Kurs. Zemp betont aber auch, 
dass es «noch einige Baustellen» 
gebe. Er bemängelt, dass es in ge­
wissen Kantonen an den Res-

Die frauenbewegte Linl(e aus Lumino 

sourcen für eine gute Umsetzung 
mangle, etwa, wenn es um die 
Weiterbildung geht oder um neue 
Lehrmittel. «Es gibt Kantone, die 
glauben, dass nun alles von selbst 
geht. Das tut es aber nicht», sagt 
Zemp. Vor diesem Hintergrund 
sieht er auch die Auflösung der 
Deutschschweizer Erziehungsdi­
rektoren-Konferenz (D-EDK) kri­
tisch. Die wurde 2011 gegründet, 
um den Lehrplan 21 möglichst 
reibungslos einzuführen. Im Ok­
tober haben die beteiligten Kan­
tone beschlossen, die D-EDK per 
Ende Jahr aufzulösen, weil sie 
ihre Aufgabe als erledigt betrach­
ten. Zemp sieht das anders, «es 
braucht in unseren Augen weiter­
hin eine politische Führung, weil 
die Einführung nicht von heute 
auf morgen geht», sagt er. 

Stephan Schleiss, Zuger Bil­
dungsdirektor und Präsident der 
D-EDK, verteidigt den Ent­
scheid. «Die Konferenz hat ihren 
Zweck erfüllt. Jetzt müssen wir 
die Kantone arbeiten lassen», 
sagt Schleiss. Zudem bleibe man 
im Austausch, einfach auf einer 
anderen Ebene: jener der drei Re- ,,,/ 
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Parlament Die Tessiner SP-Nationalrätin Marina Carobbio wird am Montag zur neuen Präsidentin der Grossen Kammer 
gewählt. Die höchste Schweizerin wird die Plenarsitzungen aufltalienisch abhalten. 

Es ist der vorläufige Höhepunkt 
einer langen Politikkarriere. Am 
Montag wird Marina Carobbio 
Guscetti zur Nationalratspräsi­
dentin. Es ist schon selten genug, 
dass ein Parlamentarier aus dem 
Tessin die Grosse Kanunerpräsi­
diert. Doch eine Tessiner Sozial­
demokratin? Das gab es noch nie. 
Alle bisherigen sieben NR-Präsi­
denten aus dem Tessin seit 1848 
gehörten der CVP oder FDP an. 

Nur wenige Tage vor der 
Wahl treffen wir Marina Carob­
bio in ihrem Zuhause in Lumina. 
Das Dorf mit seinen 1400 Ein­
wohnern liegt nördlich von Bel­
linzona, am Eingang zum Valle 
Mesolcina, das zum San-Bemar­
dino-Pass führt. Die 52-Jährige 
wohnt in einem Einfamilienhaus 
mit ihrem Mann, der als Inge­
nieur bei den SBB arbeitet, und 
der 14-jährigen Tochter, während 
der 22-jährige Sohn mittlerweile 
an der ETH studiert. 

Aus dem Schatten von 
Vater Werner 

Marina Carobbio ist in Lumina 
aufgewachsen und politisiert 
worden. Ihr Vater, WernerCarob­
bio, war Lehrer und Vollblutpoli­
tiker. 24 Jahre, von 1975 bis 1999, 
sass er für die Tessiner SP im Na­
tionalrat. «Zu Hause haben wir 
natürlich viel über Politik disku­
tiert», erzählt Marina Carobbio. 
Und fügt an, dass es für sie zu Be­
ginn ihrer politischen Karriere 
schwierig war, weil sie stets als 
«Tochter von Werner» gesehen 
wurde. Doch dank ausgeprägter 
dialektischer Fähigkeiten, Intel­
ligenz, Belesenheit und einer un­
bestreitbaren Eloquenz emanzi­
pierte sie sich schnell von der Va­
terfigur. In der Sache blieb sie 
stranun links. Soziale Gerechtig­
keit, Emanzipation, Einheits­
krankenkasse, Umweltschutz, 
Entwicklungspolitik, Migration, 

Mieterrechte: Das sind ihre Kern­
themen. Die politische Karriere 
begann früh. Nach dem in Basel 
absolvierten Medizinstudium 
wurde sie mit 24 Jahren in den 
Grossen Rat gewählt, dem sie 
16 Jahre angehörte; dort stieg sie 
zur Fralctionschefin auf. Inzwi­
schen ist sie bald 12 Jahre Natio­
nalrätin und wird es wohl bis 2023 
bleiben. Ihre Kantonalpartei hat 
soeben eine massgeschneiderte 
Statutenänderung akzeptiert, 
welche eine vierte Legislatur er­
möglicht. Somit kann sie im 
Herbst 2019 nochmals antreten. 

Vier Jahrzehnte Carobbio im 
Nationalrat. Erst der Vater, dann 
die Tochter. Im Tessin spricht man 
gelegentlich vom Carobbio-Clan, 
aber das findet die Nationalrätin 
verfehlt: «Es stimmt, wir sind eine 
grosse Familie, aber Clan ... Nein, 
das kommt nicht hin, denn wir ha­
ben keine Macht.» Vielleichtnicht 
Macht, aber doch Einfluss. Das 
Wort von Marina Carobbio zählt 
in der SP Tessin. 

Die Vereinbarkeit von Fami­
lie, Beruf und Politik gehört zu 
den Urforderungen linker Frauen. 
Doch für sie selbst war es nicht 

«Wir müssen 
wieder näher 
zuden 
Leuten.» 

Marina Carobbio 
Nationalrätin (SP/TI) 

Marina Carobbio an der diesjährigen 1.-Mai-Veranstaltung in Locarno. Bild: Alessandro Crinari/Keystone 

leicht, all ihre Aufgabenunterei­
nen Hut zu bekommen. Die Reise 
von Lumina nach Bern dauert 
rund dreieinhalb Stunden. Dank 
des neuen Gotthard-Basistunnels 
geht es nun etwas schneller. We­
gen ihrer Ämter in parlamentari­
schen Kommissionen muss sie 
pralctisch jede Woche in die 
Hauptstadt, wo sie dann im Hotel 
nächtigt. «Ich habe das nur dank 
eines guten Netzwerks geschafft, 
das es in meiner Familie und in 
meinem Ort gibt», sagt sie. 

Als SP-Fraurepräsentiert Ca­
robbio politisch heute eine Min­
derheit im Tessin. Im Südkanton 
weht der Wind seit Jahren rechts­
populistisch. Die europafeind­
liche Lega dei Ticinesi gibt den 
Ton an. Von den acht Nationalrä­
ten und zwei Ständeräten aus 
dem Südkanton gehört nur Ca­
robbio einer linken Partei an. Wa­
rum schwächelt die SP im Tessin 
so? «Ich glaube, wir sind zu insti­
tutionell; wir müssen wieder nä­
her zu den Leuten», gibt sie sich 
selbstkritisch. 

Reise nach Ruanda 
und Rom geplant 

Nun steht das Präsidialjahr an -
und es beginnt mit einem Pau­
kenschlag, der Ersatzwahl von 
zwei Bundesräten. Carobbio hat 
schon angekündigt, die Plenum­
sitzungen auf Italienisch zu füh­
ren. «Das ist nicht nur symbol­
haft», hält sie fest. Die italienisch­
sprachige Schweiz und die 
italienische Sprache liegen ihr am 
Herzen. Auch die ein oder ande­
re Auslandsreise steht auf dem 
Programm, etwa nach Ruanda 
oder Rom. Doch die Ausmasse 
werden bescheiden sein. «2019 
ist auch das Jahr der eidgenössi­
schen Wahlen», sagt die künftige 
Prima Cittadina des Landes. 

Gerhard Lob 


